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246 . Bundesgesetz, mit dem das Familienla-
stenausgleichsgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 311/1992, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 46 ist ein Abschnitt III a einzufügen,
der lautet:

„Abschnitt III a

ADV-Verfahren

§ 46 a. (1) Im Verfahren zur Gewährung von
Beihilfen nach diesem Bundesgesetz sind die
Abgabenbehörden des Bundes berechtigt, die hiefür
notwendigen personenbezogenen Daten der antrag-
stellenden Personen (des Zahlungsempfängers), der
im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten oder
Lebensgefährten und der Kinder automationsunter-
stützt zu ermitteln und zu verarbeiten; das sind
folgende Daten:

1. Namen, Titel, Anschrift und Telefonnum-
mer,

2. Geburtsdatum und Versicherungsnummer
gemäß § 31 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes,

3. Staatsbürgerschaft,
4. Familienstand und Geschlecht,
5. Beruf bzw. Tätigkeit,
6. Firmenbuchnummer, Namen und Anschrift

des(r) Dienstgeber(s),
7. bezugnehmende Ordnungsbegriffe,
8. Art und Ausmaß der Beihilfe,
9. Anspruchs- und Berechnungsgrundlagen,

10. Art, Umfang und Stand der Verfahren,

11. Bescheide,
12. Fälligkeitsangaben,
13. Salden samt Aufgliederungen und Verände-

rungen,
14. Banken,
15. Kontonummern,
16. Zahlungsbeträge,
17. Vertreter, Zahlungsempfänger sowie die Art

und Dauer der Vollmacht.

(2) Zur Überprüfung der Anspruchsvorausset-
zungen ist

1. mit dem Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger ein automationsun-
terstützter Datenverkehr einzurichten, in
dessen Rahmen dem Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger die
Versicherungsnummer und die Namen der
anspruchsberechtigten Personen, der im ge-
meinsamen Haushalt lebenden Ehegatten oder
Lebensgefährten und der Kinder zu übermit-
teln sind; der Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger hat zu diesen
Angaben zu übermitteln, ob
a) die Versicherungsnummer und der Name

mit den Angaben im Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger
übereinstimmt und wenn nicht, die Angabe
des zu der Versicherungsnummer gespei-
cherten Namens,

b) und seit wann eine Meldung zur Sozialver-
sicherung verzeichnet ist,

c) in späterer Folge eine Meldung zur oder
eine Abmeldung von der Sozialversiche-
rung erfolgt,

d) und seit wann Krankengeld und Wochen-
geld bezogen werden, die für die Gewäh-
rung von Beihilfen Voraussetzung sind;

2. eine Verknüpfung der in Abs. 1 genannten
Daten mit den Einkommensteuer- und Lohn-
steuerdaten (Art, Umfang und Stand der
Verfahren, Berechnungs- und Bemessungs-
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grundlagen sowie sonstige Bescheiddaten) der
anspruchsberechtigten Person, des im gemein-
samen Haushalt lebenden Ehegatten oder
Lebensgefährten und der Kinder zulässig;

3. auf Anfragen der Abgabenbehörden durch die
Arbeitsmarktverwaltung mitzuteilen, ob die
anspruchsberechtigte Person, der im gemein-
samen Haushalt lebende Ehegatte oder
Lebensgefährte oder die Kinder Leistungen
aus der Arbeitslosenversicherung beziehen
oder bezogen haben, und in späterer Folge, ob
eine Leistung zuerkannt wird; die Anfrage hat
mit der Angabe der Versicherungsnummer
und des Namens zu erfolgen.

(3) Der Beginn und die Durchführung des
automationsunterstützten Datenverkehrs gemäß
Abs. 2 Z 1 und 3 sind vom Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Umwelt, Jugend und Familie und dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales nach
Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen
Sozialversicherungsträger nach Maßgabe der tech-
nisch-organisatorischen Möglichkeiten durch Ver-
ordnung zu bestimmen.

§ 46 b. In Anträgen auf Gewährung von Beihilfen
nach diesem Bundesgesetz sind die zur Durchfüh-
rung des Verfahrens erforderlichen Versicherungs-
nummern gemäß § 31 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes anzugeben."

2. § 51 Abs. 2 Z 4 lautet:

„4. hinsichtlich der §§ 28, 30 i Abs. 2, 31 f und 37
Abs. 2, soweit es sich um die Befreiung von den
Stempelgebühren handelt, sowie hinsichtlich
des § 39 Abs. 5 lit. a, § 45 Abs. 1 zweiter Satz
und § 46 a Abs. 3 der Bundesminister für
Finanzen,"

Artikel II

§ 1. Die automationsunterstützte Auszahlung der
Familienbeihilfe erfolgt im Einzelfall nur nach
entsprechender Verfügung durch das Finanzamt
nach Maßgabe der Kapazität. Ab automationsun-
terstützter Auszahlung gelten in diesem Fall,
abweichend von den entsprechenden Bestimmungen
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 in der
Fassung BGBl. Nr. 311/1992, folgende Bestimmun-
gen.

§ 2. (1) Die Familienbeihilfe wird für jeweils zwei
Monate innerhalb des ersten Monats durch das
Wohnsitzfinanzamt ausgezahlt.

(2) Die Auszahlung erfolgt durch Überweisung
auf ein Scheckkonto bei der Österreichischen
Postsparkasse oder auf ein Girokonto bei einer
anderen inländischen Kreditunternehmung. Bei
berücksichtigungswürdigen Umständen erfolgt die
Auszahlung durch eine Direktanweisung im Wege

der Post; falls dies unzumutbar ist, bar im Wege der
Postzustellung.

(3) Die Gebühren für die Auszahlung der
Familienbeihilfe im Inland sind aus allgemeinen
Haushaltsmitteln zu tragen.

§ 3. (1) Das Wohnsitzfinanzamt hat bei Entstehen
oder Wegfall eines Anspruches auf Familienbeihilfe
eine Mitteilung auszustellen, sofern die Auszahlung
der Familienbeihilfe nicht auf Grund einer Beschei-
nigung durch die in § 46 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes 1967 genannten Gebietskörper-
schaften oder gemeinnützigen Krankenanstalten
erfolgt. Eine Mitteilung über den Bezug der
Familienbeihilfe ist über begründetes Ersuchen der
die Familienbeihilfe beziehenden Person auszustel-
len.

(2) Wird die Auszahlung der Familienbeihilfe
eingestellt, ist die Person, die bislang die Familien-
beihilfe bezogen hat, zu verständigen.

§ 4. (1) Die in § 46 des Familienlastenausgleichs-
gesetzes 1967 genannten Gebietskörperschaften
und gemeinnützigen Krankenanstalten sind ver-
pflichtet, die Familienbeihilfe, nach Maßgabe der
Bescheinigung über die Auszahlungsverpflichtung,
gemeinsam mit den Bezügen auszuzahlen.

(2) Das Wohnsitzfinanzamt entscheidet über die
Auszahlungsverpflichtung nach Abs. 1. Besteht über
die Auszahlungsverpflichtung kein Einvernehmen,
ist hierüber ein Bescheid zu erlassen. Während des
Verfahrens zur Feststellung der Auszahlungsver-
pflichtung wird die Familienbeihilfe durch das
Wohnsitzfinanzamt ausgezahlt.

(3) In bezug auf die Verpflichtung zur Auszah-
lung der Familienbeihilfe für einen Kalendermonat
sind die Verhältnisse zu Beginn dieses Kalendermo-
nats maßgeblich.

(4) Für Familienbeihilfen, die vom Wohnsitzfi-
nanzamt oder von einer in § 46 des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967 genannten Gebietskörper-
schaft oder gemeinnützigen Krankenanstalt ohne
Auszahlungsverpflichtung geleistet wurden, besteht
Anspruch auf Ersatz gegenüber der in § 46 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 genannten
Gebietskörperschaft beziehungsweise gemeinnützi-
gen Krankenanstalt oder dem Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen. Das Recht auf Ersatz verjährt in
fünf Jahren, gerechnet vom Ende des Kalenderjah-
res, in dem die Familienbeihilfe ausgezahlt wurde.

§ 5. (1) Zur Erfüllung der Auszahlungsverpflich-
tung der in § 46 des Familienlastenausgleichsgeset-
zes 1967 genannten Gebietskörperschaften und
gemeinnützigen Krankenanstalten hat das Wohn-
sitzfinanzamt eine Bescheinigung auszustellen, die
die Grundlage für die Auszahlung der Familienbei-
hilfe bildet. Die Bescheinigung ist nach Maßgabe
des Einzelfalles befristet auszustellen.



94. Stück — Ausgegeben am 16. April 1993 — Nr. 247 2417

(2) Die Bescheinigung ist der anspruchsberechtig-
ten Person auszufolgen, die sie der zur Auszahlung
verpflichteten Gebietskörperschaft oder gemeinnüt-
zigen Krankenanstalt zu übergeben hat.

(3) Die Bescheinigung hat insbesondere zu
enthalten:

a) die Bezeichnung der ausstellenden Behörde,
b) den Vornamen und Familiennamen, die

Versicherungsnummer und die Wohnan-
schrift der anspruchsberechtigten Person,

c) den Vornamen und Familiennamen, die
Versicherungsnummer der Kinder, für die
Familienbeihilfe gewährt wird,

d) den Zeitpunkt, ab dem die Familienbeihilfe
auszuzahlen ist,

e) das Datum der Ausstellung.

(4) Die Bescheinigung gilt bis zur Ergänzung,
Berichtigung oder Widerruf durch das Wohnsitzfi-
nanzamt.

(5) Der Bescheinigung kommt die Wirkung eines
rechtskraftfähigen Bescheides nicht zu.

Klestil

Vranitzky

2 4 7 . Bundesgesetz, mit dem das Konsumen-
tenschutzgesetz zur Anpassung an das EWR-

Abkommen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen zum
Schutz der Verbraucher getroffen werden, BGBl.
Nr. 140/1979, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 481/1985, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 3 Abs. 1 treten an die Stelle der letzten
beiden Sätze folgende Bestimmungen:

„Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen
des Vertrags oder danach binnen einer Woche
erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung
einer Urkunde, die zumindest den Namen und die
Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung
des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine
Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den
Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustande-
kommen des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung ist
dem Verbraucher anläßlich der Entgegennahme
seiner Vertragserklärung auszufolgen. Das Rück-
trittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach der
vollständigen Erfüllung des Vertrags durch beide
Vertragspartner, bei Versicherungsverträgen späte-
stens einen Monat nach dem Zustandekommen des
Vertrags."

2. Nach § 12 wird folgender § 12 a samt
Überschrift eingefügt:

„Vorzeitige Rückzahlung

§ 12 a. (1) Der Verbraucher ist berechtigt, seine
Verbindlichkeiten aus einem Kreditvertrag vorzeitig
zu erfüllen. In diesem Fall hat er Anspruch auf
Ermäßigung der Kreditkosten um jenen Betrag an
Zinsen und laufzeitabhängigen Kosten, der bei
kontokorrentmäßiger Abrechnung des vorzeitig
zurückgezahlten Betrags nicht anfällt. Die Verein-
barung oder Verrechnung darüber hinausgehender
Entgelte ist nicht zulässig.

(2) Abs. 1 gilt nicht für
1. Kredite,

a) die zur Schaffung oder Sanierung von
Gebäuden bestimmt sind und eine Laufzeit
von mindestens 10 Jahren haben oder

b) die durch eine Hypothek gesichert sind
oder

c) die 310 000 S übersteigen, und
2. Leasingverträge, die nicht den Übergang des

Eigentums am Leasinggegenstand auf den
Leasingnehmer vorsehen."

3. In § 16 Abs. 1 Z 1, § 19 Z 2 und § 26 b wird
jeweils der Betrag von 150 000 S durch den Betrag
von 310 000 S ersetzt.

4. Nach dem § 26 b wird folgender § 26 c samt
Überschrift eingefügt:

„Einwendungsdurchgriff

§ 26 c. (1) Erhält ein Verbraucher zur Finanzie-
rung des Bezugs von Waren oder von Dienstleistun-
gen einen Kredit von einem anderen als dem
Leistenden (dem Lieferanten beziehungsweise dem
Dienstleistungserbringer), so kann er die Befriedi-
gung des Geldgebers — ungeachtet der Anwend-
barkeit der §§ 17 bis 19 — auch verweigern, soweit
ihm Einwendungen aus seinem Rechtsverhältnis
zum Leistenden gegen diesen zustehen, sofern für
den Bezug von Waren oder Dienstleistungen ein
Kredit mit einer anderen Person vereinbart worden
ist und

a) zwischen dem Kreditgeber und dem Leisten-
den eine vorherige Abmachung besteht,
wonach Kredite an Kunden dieses Leistenden
zum Zweck des Erwerbs von Waren oder der
Inanspruchnahme von Dienstleistungen dieses
Leistenden ausschließlich von diesem Kredit-
geber bereitgestellt werden, und

b) der Verbraucher seinen Kredit im Rahmen
dieser Abmachung erhält und

c) die unter den Kreditvertrag fallenden Waren
oder Dienstleistungen nicht oder nur teilweise
geliefert werden oder dem Liefervertrag nicht
entsprechen und

d) der Verbraucher seine Rechte gegen den
Lieferanten erfolglos geltend gemacht hat.
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(2) Abs. 1 gilt nicht für die im § 12 a Abs. 2 2 2 bis
4 genannten Rechtsgeschäfte."

5. Nach dem § 31 a werden folgende Bestimmun-
gen samt Überschrift eingefügt:

„Reiseveranstaltungsvertrag

§ 31 b. (1) Die folgenden Bestimmungen gelten
für Reiseveranstaltungen.

(2) In diesen Bestimmungen bedeutet:
1. Reiseveranstaltung: eine im voraus festgelegte

Verbindung von mindestens zwei der folgen-
den Dienstleistungen, die zu einem Gesamt-
entgelt angeboten oder vereinbart wird:
a) Beförderung,
b) Unterbringung,
c) andere touristische Dienstleistungen, die

nicht bloß Nebenleistungen der Beförde-
rung sind und die einen beträchtlichen Teil
der Gesamtleistung ausmachen;

diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn
einzelne Leistungen, die im Rahmen der selben
Reiseveranstaltung erbracht werden, getrennt
berechnet werden;

2. Veranstalter: eine Person, die nicht nur
gelegentlich im eigenen Namen vereinbart
oder anbietet, von ihr organisierte Reiselei-
stungen zu erbringen;

3. Reisender: eine Person, die den Vertrag oder
einen Vorvertrag über Reiseleistungen
schließt, jede weitere Person, in deren Namen
jene Person den Vertrag eingeht, und jede
Person, der eine dieser Personen ihre Ansprü-
che abtritt („der Erwerber").

§ 31 c. (1) Für die Zeit ab dem zwanzigsten Tag
vor dem vereinbarten Abreisetermin darf eine
Befugnis des Veranstalters, das im Reisevertrag
festgelegte Entgelt zu erhöhen, nicht vereinbart
werden. Im übrigen ist — abgesehen von den
allgemeinen Grenzen der Zulässigkeit einer solchen
Vertragsbestimmung — eine solche Vereinbarung
nur zulässig, wenn sie bei Vorliegen der vereinbar-
ten Voraussetzungen für eine Preiserhöhung auch
eine Preissenkung vorsieht und genaue Angaben zur
Berechnung des neuen Preises enthält, bei der
ausschließlich Änderungen der Beförderungskosten,
etwa der Treibstoffkosten, der Abgaben für
bestimmte Leistungen, wie Landegebühren, Ein-
oder Ausschiffungsgebühren in Häfen und entspre-
chende Gebühren auf Flughäfen, oder der für die
betreffende Reiseveranstaltung anzuwendenden
Wechselkurse Rechnung getragen werden darf.

(2) Ändert der Veranstalter — soweit ihm
gesetzliche oder vertragliche Bestimmungen dieses
Recht geben — vor der Abreise wesentliche
Bestandteile des Vertrags, etwa auch den Preis,
erheblich, so hat der Reisende die Wahl, die
Vertragsänderung anzunehmen oder vom Vertrag
zurückzutreten, ohne zur Zahlung einer Vertrags-
strafe oder eines Reugeldes verpflichtet zu sein. Der

Veranstalter hat dem Reisenden die Vertragsände-
rung unverzüglich zu erklären und ihn dabei über
die bestehende Wahlmöglichkeit zu belehren; der
Reisende hat sein Wahlrecht unverzüglich auszu-
üben.

(3) Ist der Reisende gehindert, die Reiseveranstal-
tung anzutreten, so kann er das Vertragsverhältnis
auf eine andere Person übertragen, sofern diese alle
Bedingungen für die Teilnahme erfüllt und die
Übertragung dem Veranstalter binnen einer ange-
messenen Frist vor dem Abreisetermin mitgeteilt
wird. Der Überträger und der Erwerber haften für
das noch unbeglichene Entgelt sowie gegebenenfalls
für die durch die Übertragung entstehenden
Mehrkosten zur ungeteilten Hand.

§ 31 d. (1) Tritt der Reisende nach § 31 c Abs. 2
vom Vertrag zurück oder storniert der Veranstalter
die Reiseveranstaltung vor dem vereinbarten Abrei-
setag aus einem anderen Grund als einem
Verschulden des Reisenden, so kann dieser anstelle
der Rückabwicklung des Vertrags durch Rücker-
stattung aller geleisteten Zahlungen dessen Erfül-
lung durch die Teilnahme an einer gleichwertigen
anderen Reiseveranstaltung verlangen, sofern der
Veranstalter zur Erbringung dieser Leistung in der
Lage ist. Der Veranstalter kann dem Reisenden bei
gleichbleibendem Entgelt auch eine höherwertige
Reiseveranstaltung anbieten; wählt der Reisende
eine geringerwertige Reiseveranstaltung, so hat ihm
der Veranstalter den Unterschied zum Entgelt der
ursprünglich vereinbarten Leistung zu vergüten.

(2) Neben dem Anspruch nach Abs. 1 hat der
Reisende Anspruch auf Schadenersatz wegen
Nichterfüllung des Vertrags, es sei denn,

1. die Stornierung erfolgt, weil die Anzahl der
Personen, die die Reiseveranstaltung gebucht
haben, nicht die geforderte Mindestteilneh-
merzahl erreicht und dem Verbraucher die
Stornierung innerhalb der in der Beschreibung
der Reiseveranstaltung angegebenen Frist
schriftlich mitgeteilt wurde, oder

2. die Stornierung erfolgt auf Grund höherer
Gewalt, das heißt auf Grund ungewöhnlicher
und unvorhersehbarer Ereignisse, auf die
derjenige, der sich auf höhere Gewalt beruft,
keinen Einfluß hat und deren Folgen trotz
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht
hätten vermieden werden können; hiezu zählt
jedoch nicht die Überbuchung.

§ 31 e. (1) Ergibt sich nach der Abreise, daß ein
erheblicher Teil der vertraglich vereinbarten Lei-
stungen nicht erbracht wird oder nicht erbracht
werden kann, so hat der Veranstalter ohne
zusätzliches Entgelt angemessene Vorkehrungen zu
treffen, damit die Reiseveranstaltung weiter durch-
geführt werden kann. Können solche Vorkehrun-
gen nicht getroffen werden oder werden sie vom
Reisenden aus triftigen Gründen nicht akzeptiert, so
hat der Veranstalter ohne zusätzliches Entgelt
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gegebenenfalls für eine gleichwertige Möglichkeit
zu sorgen, mit der der Reisende zum Ort der
Abreise oder an einen anderen mit ihm vereinbarten
Ort befördert wird. Im übrigen ist der Veranstalter
verpflichtet, bei Nichterfüllung oder mangelhafter
Erfüllung des Vertrags dem Reisenden zur Über-
windung von Schwierigkeiten nach Kräften Hilfe zu
leisten.

(2) Der Reisende hat jeden Mangel der Erfüllung
des Vertrags, den er während der Reise feststellt,
unverzüglich einem Repräsentanten des Veranstal-
ters mitzuteilen, wenn ihm ein solcher bekanntgege-
ben wurde und dieser an Ort und Stelle ohne
nennenswerte Mühe erreichbar ist und wenn ihn der
Veranstalter schriftlich auf diese Obliegenheit und
darauf hingewiesen hat, daß eine Unterlassung der
Mitteilung die Gewährleistungsansprüche des Rei-
senden nicht berührt, sie ihm allerdings als
Mitverschulden angerechnet werden kann (§ 1304
ABGB).

§ 31 f. (1) Die Pflicht des Veranstalters zum
Ersatz eines Schadens an der Person kann nicht
durch Vereinbarung ausgeschlossen oder be-
schränkt werden. § 6 Abs. 1 Z 9 — soweit er sich auf

andere Schäden bezieht — und § 9 sind auch auf
Verträge über Reiseveranstaltungen anzuwenden,
die im übrigen dem I. Hauptstück nicht unterliegen.

(2) Soweit in Vereinbarungen von den §§ 31 a bis
31 e zum Nachteil des Reisenden abgewichen wird,
sind sie unwirksam."

6. Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt:

„§ 41 a. (1) Die Neufassung der §§ 3 Abs. 1, 16
Abs. 1 Z 1, 19 Z 2 und 26 b sowie die §§ 12 a, 26 c
und 31 b bis 31 f treten mit demselben Zeitpunkt in
Kraft wie das Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum*), die §§ 31 b bis 31 f jedoch
frühestens mit 1. Mai 1994.

(2) Die neuen Bestimmungen sind auf Verträge,
die vor den im Abs. 1 genannten Zeitpunkten
geschlossen worden sind, nicht anzuwenden."

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil

Vranitzky
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